
 

 

 
Satzung über die Entschädigung der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren 

der Stadt Heide (Entschädigungssatzung FF – EntschSatzung FF) 
 
 
Aufgrund der §§ 4 und 24 Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) für Schleswig-Holstein in 
Verbindung mit dem Gesetz über den Brandschutz und Hilfeleistungen der Feuerwehren 
(Brandschutzgesetz – BrSchG) wird nach Beschlussfassung der Ratsversammlung vom 
29.04.2026 folgende Entschädigungssatzung für die aktiven Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehr der Stadt Heide erlassen: 
 
 

 
 

§ 1 
Wehrführungen 

 
Gemeindewehrführung und Ortswehrführungen sowie deren Stellvertretungen erhalten nach 
Maßgabe der Landesverordnung über die Entschädigung der Wehrführungen der freiwilligen 
Feuerwehren und ihrer Stellvertretungen (Entschädigungsverordnung freiwillige 
Feuerwehren – EntschVOfF) eine Aufwandsentschädigung in Höhe des Höchstsatzes. 
 
 

§ 2 
Jugendfeuerwehrwart*in / Leitung Kinderabteilung 

 
Jugendfeuerwehrwart*in und Leitung der Kinderabteilung sowie deren Stellvertretungen 
erhalten nach Maßgabe der Richtlinie über die Entschädigung von Mitgliedern der freiwilligen 
Feuerwehren und Pflichtfeuerwehren (Entschädigungsrichtlinie – EntschRichtl-fF) eine 
monatliche Auslagenpauschale - der/die Jugendfeuerwehrwart*in und die Leitung der 
Kinderabteilung in Höhe des Höchstsatzes, deren Stellvertretungen in Höhe von 75 % des 
Höchstsatzes. 
  

§ 3 
Gerätewart*in 

 
Der/die ehrenamtliche Gerätewart*in erhält nach Maßgabe der EntschRichtl-fF für die 
Wartung und Pflege von Fahrzeugen eine monatliche Entschädigung in Höhe von 50 % des 
Höchstsatzes.  
 

§ 4 
Schriftführer*in 

 
Die Schriftführer*innen der Ortswehren Heide-Stadt und Heide-Süderholm erhalten eine 
monatliche Auslagenpauschale in Höhe von 10,00 € bzw. 5,00 €.   

 



 

 

§ 5 
Kassenführer*in 

 
Die Kassenführer*innen der Ortswehren Heide-Stadt und Heide-Süderholm erhalten eine 
monatliche Auslagenpauschale in Höhe von 10,00 € bzw. 5,00 €.   

 
 

§ 6 
Einsätze 

 
1. Den aktiven Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr kann auf Antrag für den Ersatz von 

Auslagen nach Maßgabe der EntschRichtl-fF - je nach Dauer des Einsatzes – eine 
Entschädigungspauschale in Höhe des Höchstsatzes ausgezahlt werden. 
 

2. Mit der Zahlung dieser Entschädigungspauschale sind bei Einsätzen bis zu 4 Stunden die 
notwendigen Auslagen für Fahrtkosten und Verpflegung abgegolten.  

 
3. Bei Einsätzen über 4 Stunden sind mit dieser Entschädigungspauschale die notwendigen 

Auslagen für Fahrtkosten abgegolten. 
 

4. Die Auszahlung der Entschädigungspauschale erfolgt quartalsweise rückwirkend direkt an 
die berechtigten Mitglieder der Feuerwehr. 

 
5. Ehrenbeamte*innen haben einen Anspruch auf 50 % der pauschalierten Entschädigung, 

da Teile der Anspruchsgrundlage bereits durch die Aufwandsentschädigung nach der 
EntschVOfF abgegolten werden. 

 
§ 7 

Brandsicherheitswache 
 
Die aktiven Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können auf Antrag für Tätigkeiten im 
Rahmen der Brandsicherheitswache nach Maßgabe der EntschRichtl-fF eine Entschädigung 
in Höhe des Höchstsatzes je angefangene Stunde für die Zeit der dienstlichen Tätigkeit 
erhalten. 

 
§ 8 

Brandschutzerziehung und Brandschutzaufklärung 
 
1. Für die Wahrnehmung von Aufgaben in der Brandschutzerziehung und 

Brandschutzaufklärung können max. 3 aktive Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr auf 
Antrag nach Maßgabe der EntschRichtl-fF pro Dienstgeschäft eine 
Entschädigungspauschale in Höhe des Höchstsatzes erhalten. 

 
2. Mit der pauschalierten Entschädigung sind der Ersatz von Auslagen sowie die Auslagen 

für Fahrtkosten und Verpflegung abgegolten. 
 

 
§ 9 

Truppmannausbilder*in 
 
Für die Wahrnehmung von Aufgaben in der Truppmannausbildung können die 
Ausbilder*innen - analog der Abgeltung des Mehraufwandes bei überörtlichen 
Ausbildungslehrgängen – auf Antrag eine Entschädigung in Höhe von 50 % des 
Höchstsatzes je Unterrichts- bzw. Ausbildungsstunde erhalten.  

 
 



 

 

§ 10 
Entschädigungen und Ersatzansprüche 

 
1. Nach Maßgabe der EntschRichtl-fF wird den Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr im 

Rahmen der Dienstvorschrift Dienstkleidung und persönliche Schutzausrüstung 
unentgeltlich gestellt, soweit dieser Anspruch nicht nach § 3 EntschVOfF abgegolten wird. 

 
2. Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die für die Ausführung des Dienstes 

notwendig sind und die bei der Ausführung des Dienstes beschädigt wurden, werden auf 
Antrag ersetzt. Dies gilt auch für Schäden, die bei der Benutzung privateigener Fahrzeuge 
an diesen entstehen. 
 
Bei einem durch ein Mitglied der freiwilligen Feuerwehr grob fahrlässig herbeigeführten 
Schaden hängt der Umfang des Ersatzes von den jeweiligen Umständen ab. 

 
Schäden, die von einem Mitglied der freiwilligen Feuerwehr vorsätzlich herbeigeführt 
werden, werden nicht ersetzt. 
 

3. Reisekosten nach den für Beamten*innen geltenden Grundsätzen werden bei Teilnahme 
an Lehrgängen an der Landesfeuerwehrschule Schleswig-Holstein und an anderen 
überörtlichen Ausbildungsveranstaltungen gewährt. Des Weiteren bei Veranstaltungen, 
die dem Zweck des Feuerwehrbetriebes dienen und mit Einverständnis der Verwaltung 
durchgeführt werden. 

 
§ 11 

Zahlung, Kürzung und Wegfall der Entschädigungen 
 
1. Aufwandsentschädigungen in Form einer monatlichen Pauschale werden für die Zeit des 

Amtsantritts bis zum Ablauf des Kalendermonats, in dem das Ehrenamt, die Funktion oder 
die ehrenamtliche Tätigkeit endet, monatlich rückwirkend gezahlt. Besteht der Anspruch 
nicht für einen vollen Kalendermonat, werden für jeden Tag ein Dreißigstel der 
monatlichen Entschädigung gezahlt. 

 
2. Übt der/die Empfänger*in einer Aufwandsentschädigung ein Ehrenamt, eine Funktion 

oder eine ehrenamtliche Tätigkeit ununterbrochen länger als drei Monate nicht aus, wird 
für die über drei Monate hinausgehende Zeit keine Aufwandsentschädigung gewährt. Hat 
der/die Empfänger*in den Grund für die Nichtausübung selbst zu vertreten, entfällt der 
Anspruch auf Zahlung sobald das Ehrenamt, die Funktion oder die ehrenamtliche 
Tätigkeit nicht mehr ausgeübt wird. 

 
3. An Gemeindewehrführung und Ortswehrführungen sowie deren Stellvertretungen dürfen 

keine Aufwandsentschädigungen gezahlt werden, solange ihnen die Führung der 
Dienstgeschäfte nach § 76 Landesbeamtengesetz verboten ist oder sie im 
Zusammenhang mit einem Disziplinarverfahren vorläufig des Dienstes enthoben sind. 

 
 

§ 12 
Freistellung von der Arbeitsleistung/Erstattungsansprüche von Arbeitgeber*innen 

 
1. Nach § 30 BrSchG sind Arbeitnehmer*innen für die Teilnahme an Einsätzen oder 

Ausbildungsveranstaltungen während der Arbeitszeit unter Weitergewährung des 
Arbeitsentgelts von der Arbeitsleistung freizustellen. 
 
 

 



 

 

2. Privaten Arbeitgeber*innen ist nach § 31 Abs. 1 BrSchG das weitergewährte 
Arbeitsentgelt einschließlich der Beiträge zur Sozialversicherung mit Pflegeversicherung 
und zur Bundesanstalt für Arbeit sowie zur betrieblichen Altersversorgung auf Antrag zu 
erstatten. 

 
3. Der/die private Arbeitgeber*in hat seinen/ihren Erstattungsanspruch möglichst zeitnah 

geltend zu machen. 
   

§ 13 
Verdienstausfallentschädigung für Selbständige 

 
1. Beruflich Selbständige erhalten auf Antrag Ersatz des Verdienstausfalls in den in § 30 

Abs. 2 und 3 BrSchG genannten Fällen, deren Höhe je Stunde im Einzelfall auf der 
Grundlage des glaubhaft gemachten Verdienstausfalls festgelegt wird oder wahlweise der 
Kosten für eine Vertretungskraft. Der festgelegte Höchstbetrag darf nicht überschritten 
werden. 

 
2. Der Höchstbetrag der pauschalen Verdienstausfallentschädigung für Selbständige beträgt 

nach Maßgabe der EntschRichtl-fF je Stunde 50 % des Höchstsatzes.  
 

3. Verdienst, der außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit hätte erzielt werden können, bleibt 
außer Betracht. Eine tägliche Arbeitszeit von acht Stunden wird als regelmäßig 
angesehen. Entschädigungen für Zeiträume unter acht Stunden am Tag sind anteilig zu 
berechnen. 

 
4. Wird nachgewiesen, dass der konkrete Verdienstausfall den Höchstbetrag nach Abs. 2 

übersteigt, wird als Tagessatz der dreihundertste Teil der Jahreseinkünfte erstattet. 
 
5. Für die Berechnung sind die Einkünfte des letzten Kalenderjahres nachzuweisen. Kann 

der Nachweis nur für einen Teil des Kalenderjahres erbracht werden, so ist von den 
mutmaßlichen Jahreseinkünften auszugehen.  

 
 

§ 14 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
Die Stadt Heide ist nach den Vorschriften des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c der Europäischen 
Datenschutzverordnung (EUDSGVO) und des § 3 Abs. 1 des Schleswig-Holsteinischen 
Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten (Landesdatenschutzgesetz – LDSG) in 
Verbindung mit §§ 2, 32 des Gesetzes über den Brandschutz und Hilfeleistungen der 
Feuerwehren (Brandschutzgesetz – BrSchG) berechtigt, personenbezogene Daten zum 
Zweck der Erfüllung von Aufgaben nach dieser Satzung zu verarbeiten. 
 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend mit Wirkung vom 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
 
 
Heide, den 29.04.2026 
 
gez. Oliver Schmidt-Gutzat 
Bürgermeister 


